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II

(Nicht veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

KOMMISSION

ENTSCHEIDUNG DER KOMMISSION

vom 26. März 1981

zur Ermächtigung des Vereinigten Königreichs, aus der Volksrepublik China
stammende Schuhe von der Gemeinschaftsbehandlung auszuschließen

(Nur der englische Text ist verbindlich)

(81 /275/EWG)

Die bestehenden unterschiedlichen handelspoliti­
schen Maßnahmen, die in den Mitgliedstaaten auf
diese Waren angewandt werden, lösen Verkehrsverlage­
rungen aus, da das Vereinigte Königreich seit dem 1 .
Januar 1981 für diese Waren aus dem betreffenden
Drittland im Rahmen des Freiverkehrs Einfuhrpapiere
in einem Umfang erteilt hat, der ungefähr 20 % des
Kontingents entspricht .

Was die Situation des betreffenden Industriesektors
angeht, so zeigen die der Kommission vorliegenden
Informationen, daß die Gesamteinfuhren dieser aus
dritten Ländern stammenden Ware 69 937 000 Paare
im Jahr 1978 , 69 730 000 Paare im Jahr 1979 und
53 933 000 Paare in den ersten 9 Monaten 1980 betru­
gen . Der Marktanteil dieser Einfuhren betrug 29 %
im Jahr 1978 und im Jahr 1979 und 32 % in den er­
sten 9 Monaten 1980 .

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europä­
ischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf Arti­
kel 115 erster Absatz,

gestützt auf die Entscheidung 80/47/EWG der Kom­
mission vom 20 . Dezember 1979 betreffend Uberwa­
chungs- und Schutzmaßnahmen, zu denen die Mit­
gliedstaaten bei der Einfuhr bestimmter aus dritten
Ländern stammender und in einem anderen Mitglied­
staat im freien Verkehr befindlicher Waren ermächtigt
werden können ( 1 ), insbesondere auf Artikel 3 ,

in Erwägung nachstehender Gründe :

Am 18 . März 1981 hat die britische Regierung gemäß
Artikel 115 erster Absatz des Vertrages einen Antrag
eingereicht, um ermächtigt zu werden , aus der Volksre­
publik China stammende und in den übrigen Mit­
gliedstaaten im freien Verkehr befindliche Schuhe der
Tarifnummern 64.01 und 64.02 des Gemeinsamen
Zolltarifs von der Gemeinschaftsbehandlung auszu­
schließen .

Im Vereinigten Königreich unterliegt die Einfuhr der
betreffenden Waren aus der Volksrepublik China ge­
mäß der Entscheidung 80/ 1278 /EWG des Rates vom
22 . Dezember 1980 einem Jahreskontingent von
200 000 Pfund, das bereits völlig ausgeschöpft ist .
Deshalb bestehen weiterhin unterschiedliche Einfuhr­
bedingungen für diese Waren in den einzelnen Mit­
gliedstaaten .

Die Preise für diese Waren mit Ursprung in der Volks­
republik China liegen etwa um 50 % unter den Prei­
sen ähnlicher Waren, die im Vereinigten Königreich
hergestellt werden .

Die Produktion gleichartiger Waren im Vereinigten
Königreich betrug 154 312 000 Paare im Jahr 1978 ,
149 348 000 Paare im Jahr 1979 und 100 359 000
Paare in den ersten 9 Monaten 1980 und ihr Anteil
am Inlandsmarkt hat sich von 57,4% im Jahr 1978
auf 54,3 % im Jahr 1979 und auf 51 % in den ersten
9 Monaten 1980 verringert .0) ABl . Nr. L 16 vom 22. 1 . 1980, S. 14 .
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und in den anderen Mitgliedstaaten im freien Verkehr
befindlichen Waren von der Gemeinschaftsbehand­
lung auszuschließen, sofern die Anträge auf Ausstel­
lung der Einfuhrpapiere nach dem Inkrafttreten der
vorliegenden Entscheidung gestellt wurden :

Nummer des
Gemeinsamen Warenbezeichnung
Zolltarifs

64.01 und 64.02 Schuhe

Artikel 2

Der Verbrauch gleichartiger Waren im Vereinigten
Königreich betrug 236 249 000 Paare im Jahr 1978 ,
240 721 000 Paare im Jahr 1979 und 169 587 000
Paare in den ersten 9 Monaten 1980 .

Der Beschäftigtenstand ist von 74 800 im Jahr 1978
auf 73 900 im Jahr 1979 und auf 66 500 in den ersten
9 Monaten 1980 gefallen .

Die Durchführung weiterer indirekter Einfuhren zu­
sätzlich zu den bereits getätigten oder vorgesehenen
Einfuhren droht die wirtschaftlichen Schwierigkeiten
zu verschärfen und die Ziele der handelspolitischen
Maßnahmen zu gefährden .

Es ist auf absehbare Zeit nicht möglich, die Methoden
festzulegen , nach denen die anderen Mitgliedstaaten
die erforderliche Zusammenarbeit leisten könnten .

Daher empfiehlt es sich, die Anwendung von Schutz­
maßnahmen gemäß Artikel 115 erster Absatz unter
den in der Entscheidung 80/47/EWG, insbesondere
in Artikel 3 , festgelegten Bedingungen zu genehmi­
gen .

Den Behörden des Mitgliedstaats, der den Antrag ge­
stellt hat, liegen Anträge auf Ausstellung von Einfuhr­
papieren vor. Angesichts ihres Umfangs ist es nicht
angezeigt, sie in die Ermächtigung einzubeziehen —

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN :

Artikel 1

Das Vereinigte Königreich wird ermächtigt, die nach­
stehenden aus der Volksrepublik China stammenden

Diese Entscheidung gilt bis zum 30 . September 1981 .

Artikel 3

Diese Entscheidung ist an das Vereinigte Königreich
gerichtet .

Brüssel , den 26. März 1981

Für die Kommission

Wilhelm HAFERKAMP

Vizepräsident


